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RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

AuG Bundesgesetz Uber die Ausléanderinnen und Auslander

DECS Amt fur Bildung, Kultur und Sport

Opération Regularisierung von mehreren hundert Arbeitnehmerinnen und

Papyrus Arbeitnehmern im illegalen Aufenthalt durch den Kanton Genf. Die im
Februar 2017 gestartete Operation endete im Dezember 2018.

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

LEtr Loi fédérale sur les étrangers

DECS Direction de I'éducation, de la culture et du sport

Opération Régularisation par le canton de Genéve de plusieurs centaines de

Papyrus personnes travailleuses en situation de séjour illégal. Lancée en février

2017, I'opération a pris fin en décembre 2018.
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.09.2014
MARC BUHLMANN

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

2015 wird es 200 Jahre her sein, seit die damaligen Grossmachte der Schweiz am
Wiener Kongress nicht nur immerwahrende Neutralitat zuerkannten, sondern den
Staatenbund auch um Genf, Neuenburg und Wallis erweiterten. Die drei Westschweizer
Kantone planen Festakte zu ihrem 200-Jahr-Jubildaum, wobei einzelne Jubilaumsakte
bereits 2014 Gestalt annahmen. Am 12. September des Berichtsjahres hielten die
Regierungen der drei Kantone ihre Sitzungen in Bern ab. Das Datum wurde gewéhlt, weil
just 200 Jahre fruher die Tagsatzung entschlossen hatte, die drei unter
napoleonischem Einfluss stehenden, aber schon langere Zeit lose mit der
Eidgenossenschaft verbundenen Gebiete wie von den Grossmachten geplant
aufzunehmen, was allerdings beim Wiener Kongress bestatigt werden musste. Im
Kanton Genf hatten die Feierlichkeiten gar bereits im Dezember 2013 begonnen, als wie
jedes Jahr die Restauration, also der Abzug der franzdsischen Truppen, gefeiert wurde.
Der Kanton Neuenburg feierte das Ereignis Mitte September mit kleineren Anlassen,
wahrend im Kanton Wallis erst fur 2015 Festivitdten geplant sind. Weniger Anlass zum
Feiern sind die Entscheide des Wiener Kongresses im Kanton Jura. 1815 wurde das
jurassische Territorium des Furstbischofs von Basel dem Kanton Bern zugeschlagen, um
diesen fur den Verlust der Untertanengebiete Aargau und Waadt zu entschadigen. Die
vor 200 Jahren in Wien geféllten Entscheide sorgten damit auch daflr, dass die Schweiz
zu einem Staat mit einer gewichtigen franzésischsprachigen Minderheit werden sollte. '

Nationale Identitat

Ohne lange Diskussionen hiessen National- und Stinderat die von den Schweizer
Demokraten am 25. Oktober 1990 eingereichte »Volksinitiative Fiir einen arbeitsfreien
Bundesfeiertag™ mit 62 zu 2 resp. 22 zu 6 Stimmen gut. In bezug auf den Begriff
arbeitsfrei, welcher im Initiativtext nur ungenau definiert war, wies der
Kommissionssprecher der kleinen Kammer darauf hin, dass dieser Feiertag gemass
Bundesrat nicht kompensiert wird, falls er auf einen Sonntag fallt, dass er aber von
Arbeitnehmern kompensiert werden kann, wenn er in den Ferien auf einen andern Tag
als auf den Sonntag fallt.

Obwohl die Schweizer Demokraten mit der Lancierung der Initiative patriotische Ziele
verfolgten, war ihr Vorschlag praktisch unbestritten, da auch die Attraktivitéat eines
zusatzlichen Feiertages sowie der Aspekt der einheitlichen Regelung eine wichtige Rolle
im Entscheidprozess spielten. Bis anhin war der 1. August in den Kantonen Zurich,
Schaffhausen, Thurgau, Tessin und Genf ein Feiertag, wéhrend in den andern Kantonen
entweder halbtags oder bis vier Uhr gearbeitet wurde. Im Vorfeld der Abstimmung
gaben einzig die allfalligen Kosten fir die Arbeitgeber Anlass zu Diskussionen.

Fir die Volksabstimmung gaben alle Parteien ausser den Griinen und der LP die Ja-
Parole heraus. Fir die Liberalen bedeutete die Bundeskompetenz einen zu starken
Eingriff in den Fdéderalismus, weshalb sie das Begehren ablehnten; die Grlnen
entschlossen sich  fur Stimmfreigabe, weil sie keine |Initiative aus der
rechtsnationalistischen Ecke unterstitzen wollten. In der SP sorgte der Umstand, dass
zwolf sozialdemokratische Abgeordnete im Abstimmungskomitee zusammen mit
Mitgliedern oder Sympathisanten der Schweizer Demokraten vertreten waren, fur
Unmut. Die Gewerkschaften empfahlen die Ja-Parole, wahrend sich der Arbeitgeber-
und der Gewerbeverband wegen der Belastung der Wirtschaft durch einen zusatzlichen
Feiertag bei voller Lohnzahlung gegen die Initiative stellten.

~Volksinitiative fiir einen arbeitsfreien Bundesfeiertag™
Abstimmung vom 26. September 1993

Beteiligung: 39,9%
Ja: 1'492'285 (83,8%) / 20 6/2 Stéande
Nein: 289'122 (16,2%)
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2018
SAMUEL BERNET

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Parolen:

Ja: FDP (*6), SP, CVP (*3), SVP (*2), AP, SD, LdU, EVP, PdA, EDU, Lega; SGB, CNG.
Nein: LP (*2); ZSAO, SGV.

Stimmfreigabe: GP (*3).

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

In der Abstimmung vom 26. September befiirworteten 83,8% der Stimmenden die
Initiative, wobei alle Kantone zustimmten. Der Kanton Appenzell Innerrhoden, der
schon Uberdurchschnittlich viele Feiertage kennt, unterstitzte die Initiative mit 59,3%
am knappsten, wahrend das Tessin und Genf mit 92,9% resp. 90,2% am deutlichsten
zustimmten. ?

Ende Januar 2017 reichte der Kanton Genf eine Standesinitiative ein, mit der die
Rehabilitierung von sieben wegen der Beteiligung an der Demonstration vom 9.
November 1932 verurteilter Personen gefordert wurde. An diesem Datum hatte - unter
der Federflhrung Georges Oltramares - eine Versammlung der rechtsextremen Partei
Union nationale stattgefunden, worauf die Genfer Sozialisten gleichentags eine
Gegendemonstration veranstaltet hatten. Vor dem Hintergrund des aufkeimenden
Totalitarismus in Europa, der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit hatte der
Regierungsrat des Kantons Genf heftige Zusammenstésse zwischen dem linken und
dem rechten Lager beflrchtet und entsprechend die Armee aufgeboten, um die
offentliche Sicherheit gewahrleisten zu kénnen. Wahrend des Einsatzes hatte die
Armee auf Demonstranten geschossen, wobei 13 Menschen ums Leben gekommen und
65 verletzt worden waren. Im Sommer 1933 waren sieben Demonstranten von einem
Strafgericht des Bundes verurteilt worden.

Die Genfer Standesinitiative forderte, dass die Urteile des Strafgerichtes aufgehoben
und die sieben Demonstranten voll rehabilitiert werden. lhre Verurteilung sei einzig
deshalb erfolgt, weil sie sich der Staatsgewalt widersetzt hatten. Im Rickblick sei
eindeutig, dass der damalige geschichtliche Kontext ihre Verurteilung herbeigefuhrt
habe und nicht etwa eine direkte Verantwortung «flr das traurige Ereignis vom 9.
November 1932». Vielmehr hatten die verurteilten Demonstranten «gegen den in der
Schweiz oder zumindest in Genf aufkommenden Faschismus gekéampft». Eine
Rehabilitierung der sieben Demonstranten kdme einer Anerkennung ihres Kampfes «fur
die gerechte Sache» gleich oder zumindest sei es ein offizielles Eingestéandnis, dass
nicht sie alleine fur die Toten und Verletzten verantwortlich seien, so der Inhalt der
Standesinitiative.

Die RK-SR kam im April 2018 mit 5 zu 3 Stimmen zu einem anderen Schluss: Das Urteil
von 1933 sei «nach Regeln des Rechtsstaats korrekt zustande gekommen». Die Mehrheit
der Kommission beantragte dem Standerat deshalb das Gerichtsurteil nicht aufzuheben
und der Standesinitiative keine Folge zu geben. RK-SR-Mitglied Andrea Caroni (fdp, AR)
fuhrte die Haltung der Kommissionsmehrheit in der Standeratsdebatte im Juni 2018
aus. Er hatte ein gewisses Verstéandnis gehabt, wenn der Kanton Genf den Bund
beauftragt hatte, den Armee-Einsatz - gemaéss Caroni «das Gravierendste an den
ganzen Genfer Unruhen» - aufzuarbeiten. Doch hier ginge es darum, sich im
Nachhinein Uber ein ganz konkretes Gerichtsurteil hinwegzusetzen. Die Konsultation
des Urteils habe ergeben, dass die Verurteilten Gewalt angewandt héatten, dass sie mit
Schlagstocken ausgeristet gewesen waren, dass sie Polizisten und Armeeangehdrigen
Waffen weggenommen, sie mit Steinen beworfen und verletzt hatten. Nach damaligem
Strafgesetz sei das strafbar gewesen und Caroni zeigte sich Uberzeugt, dass dieses
Urteil heute gleich gefallt wurde. Der Stéanderat schien dieser Argumentation
mehrheitlich zu folgen und entschied in der Abstimmung mit 24 zu 17 Stimmen (1
Enthaltung) der Standesinitiative keine Folge zu geben. °

Der Tessiner Kantonsrat Tiziano Galeazzi (Tl, svp) reichte im Juli 2018 im Tessiner
Parlament eine Anfrage ein, in welchem er das kantonale Bildungsdepartement DECS
darum bat, zu Uberprifen, ob die Schulkinder den Schweizerpsalm singen kénnen -
denn in Tessiner Schulen gehért die Nationalhymne seit 2013 zum Pflichtstoff. Die im
Oktober veroffentlichte Antwort des DECS lautete, es sei die Pflicht der Lehrerinnen
und Lehrer, diesen Stoff im Lehrplan zu beriicksichtigen und die Uberpriifung von
Bildungseinrichtungen gehdére zu den JUblichen Massnahmen der zusténdigen
Schulinspektoren.

Diese Antwort war fur Galeazzi nicht zufriedenstellend, worauf er in einer privat auf
Facebook durchgefihrten Umfrage herausgefunden habe, dass «langst nicht alle Kinder
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.05.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

POSTULAT
DATUM: 12.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

MOTION
DATUM: 20.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

mit den patriotischen Klangen vertraut» seien, wie die Aargauer Zeitung im Januar 2019
darlber berichtete. Regierungsrat und Vorsitzender des DECS Manuele Bertoli (Tl, sp),
hatte deshalb in der Folge «Schulinspektoren, Schulleiter und andere Zustéandige»
darauf hingewiesen, im laufenden Schuljahr zu Uberprifen, wie es um die
Gesangsfahigkeiten der Schilerinnen und Schuler stehe und allfalligen Nachholbedarf
zu decken.

Auch in den Kantonen Genf und Aargau kennt man ein «Hymnenobligatorium» und im
Wallis konnten nach einem Vorstoss 2015 Lehrer zumindest «ermutigt werden>», die
Hymne an der Primarschule zu unterrichten; ahnliche Ideen in den Kantonen Solothurn
und Zirich sind in der Vergangenheit abgelehnt worden. *

Als Zweitrat behandelte der Nationalrat die Genfer Standesinitiative zur Rehabilitierung
von sieben wegen der Beteiligung an der Demonstration vom 9. November 1932
verurteilten Personen. Beflirworter wie Roger Nordmann (sp, VD) oder Lisa Mazzone
(gp, GE) argumentierten, die Initiative wolle «Frieden im Kanton» herstellen und
historische Fehler korrigieren, welche landesweite Folgen gehabt hatten. Denn wenn
das Ereignis auch flr die Mehrheit der Schweizer Bevolkerung bereits in die Ferne
gerlickt sei, so gebe es in Genf noch immer Zeitzeugen. Die von Bruno Walliser (svp, ZH)
vorgetragene Begrindung der RK-NR, die beantragte, der Initiative keine Folge zu
geben, weil die damals gesprochenen Urteile korrekt gewesen und geméss den Regeln
des Rechtsstaats geféllt worden seien, wurde von Andrea Gmuir-Schénenberger (cvp,
LU), unterstltzt. Sie betonte zusétzlich, es handle sich nicht um eine «question de
sentiment», sondern um eine «question de droit.» Die Argumente der Gegnerschaft
scheinen letztlich Uberzeugender gewesen zu sein: Der Nationalrat tat es dem Stédnderat
gleich und entschied sich mit 113 zu 54 Stimmen bei 4 Enthaltungen, entsprechend der
Empfehlung seiner Kommission, der Initiative keine Folge zu geben. ®

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

En avril 2018, la Commission des Institutions Politiques du Conseil national (CIP-CN) a
déposé un postulat pour un examen global de la problématique des sans-papiers.
Faisant référence a I'«Opération Papyrus» menée dans le canton de Geneve, qui avait
permis la régularisation d'un millier de personnes sans-papiers actives sur le marché du
travail, la commission souhaite que le Conseil fédéral s'attelle a I'examen de différents
points. Il s'agit de faire la lumiere sur le droit d'affiliation aux assurances sociales et les
conséquences du retrait de ces droits, pour la Confédération, les cantons et les
communes ainsi que pour les personnes sans-papiers concernées, sur |'acces a I'école
pour les enfants, I'application des normes pénales ainsi que la pratique usuelle de
régularisation, notamment le nombre de ces régularisations et les autres solutions
envisageables pour les personnes sans permis de séjour.

Le postulat, qui faisait suite a la motion de la CSSS-CN intitulée «Pour une législation
cohérente sur les sans-papiers», a été accepté par le Conseil national & I'unanimité lors
de la session d'été 2018. ¢

Alarmé par I'opération papyrus de Genéve, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit étre suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extréme
gravité ou de risque d'exploitation dans I'exercice d'une activité lucrative, a selon
|'Union du Centre été interprété de maniére trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'a ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
méme thématique.

La conseillere fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser prés de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité a la fin de I'année 2018 et qu'il était de surcroit impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.07.2019
SOPHIE GUIGNARD

penché de son coté, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes.’

Kinder- und Jugendpolitik

La protection des mineur-e-s et requérant-e-s mineur-e-s non accompagnés a
suscité débat et contestation a Genéve. En mars 2019, un tout jeune adulte, requérant
d'asile originaire d'Afghanistan, se suicide a Genéve. Quelques semaines plus tard, ses
amis, des RMNA (requérant-e-s d'asile mineur-e-s non accompagné-e-s), alertent la
presse. lls souhaitent relater leur conditions de vie au sein du foyer de I'Etoile, ou
habitait également Ali avant sa mort. lls dénoncent le manque d'accompagnement
socio-éducatif, la vétusté des locaux ainsi que les violences commises par le personnel
du centre.

En juillet 2019, un collectif nommé Lutte des MNA envoie une lettre & Anne Emery-
Torracinta (GE, ps), la conseillére d'Etat en charge du département de I'instruction
publique, de la formation et de la jeunesse, pour l'alerter sur le manque de mesures
prises pour les mineur-e-s non accompagnés. Ces jeunes disposent d'un statut
particulier: leur pays d'origine, le plus souvent I'Algérie, le Maroc ou la Tunisie les
empéche d'obtenir l'asile. Cependant, étant mineur-e-s, ils et elles ont droit a une
prise en charge par le Service de Protection des Mineurs (SPMi) du canton. lls sont
notamment hébergés dans des structures bas seuil et recoivent des repas. La lettre
envoyée par le collectif estime ces mesures insuffisantes et demande une prise en
charge socio-éducative, jusqu'a I'age de 25 ans, ainsi que I'arrét des arrestations par la
police, jugées racistes. Le Conseil d'Etat répond a la lettre quelques jours plus tard en
proposant une entrevue le 3 septembre. Cette réponse fait fi de l'urgence de la
situation, selon le collectif, qui organise une manifestation le 30 juillet devant I'Hbtel de
Ville.

Le sort des RMNA semble prendre une tournure plus favorable en octobre 2019. Suite a
une manifestation de 150 personnes devant le foyer de [I'Etoile, une motion est
acceptée au Grand Conseil, qui pose les grandes lignes d'un encadrement socio-
éducatif plus poussé dans un nouveau foyer, censé remplacer celui de I'Etoile.

Pour les MNA par contre, pas d'amélioration. Une manifestation a eu lieu fin octobre
devant un hoétel ou sont logés certains d'entre eux, pour dénoncer le manque
d'encadrement ainsi que les actes considérés comme racistes de son gérant. En janvier
2020, sur les 47 mineurs non accompagnés pris en charge par le Service de la
Protection des Mineurs, 21 n'ont pas d'hébergement. Au vu des températures hivernales
et refusant de laisser dormir les jeunes dans la rue, le collectif Lutte des MNA occupe le
théatre du Grutli.

Le 24 janvier, aprés 11 jours d'occupation, le collectif quitte le Grutli. L'occupation est
suspendue suite aux promesses du Conseil administratif de la ville et aux déclarations
du Conseil d'Etat, qui a annoncé étre disposé a prendre en charge les quinze mineurs
présents. Le collectif fait toutefois savoir que cette solution n'est pas pérenne et qu'il
attend un engagement plus affirmé de la part du canton. ®
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